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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
1 StR 285/20 

vom 

25. November 2020 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung u.a. 
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Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Beschwerde-

führers und des Generalbundesanwalts – zu 1.a), 1.b)aa) und 2. auf dessen An-

trag – am 25. November 2020 gemäß § 154a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Abs. 2 StPO, 

§ 349 Abs. 2 und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten A.      gegen das Urteil des 

Landgerichts Stuttgart vom 26. März 2020 wird 

a) die Strafverfolgung in den Fällen 81 und 82 der Urteils-

gründe auf den Vorwurf der Beihilfe zur Steuerhinterzie-

hung in Tateinheit mit Beihilfe zum Vorenthalten und Ver-

untreuen von Arbeitsentgelt beschränkt, 

b) das vorgenannte Urteil, soweit es diesen Angeklagten be-

trifft,  

aa) im Schuldspruch in den Fällen 81 und 82 dahin geän-

dert, dass jeweils die tateinheitliche Verurteilung we-

gen Beihilfe zum Computerbetrug entfällt, 

bb) im Strafausspruch in den Fällen 81 und 82 sowie im 

Gesamtstrafenausspruch aufgehoben. 

2. Die weitergehende Revision wird als unbegründet verwor-

fen. 

3. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Ver-

handlung und Entscheidung, auch über die Kosten des 

Rechtsmittels, an eine andere Wirtschaftsstrafkammer des 

Landgerichts zurückverwiesen. 
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Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Beihilfe zur Steuerhinterzie-

hung in 18 Fällen, davon in zwei Fällen in Tateinheit mit Vorenthalten und Verun-

treuen von Arbeitsentgelt und mit Beihilfe zum Computerbetrug, zu einer Gesamt-

freiheitsstrafe von einem Jahr und drei Monaten verurteilt, deren Vollstreckung 

es zur Bewährung ausgesetzt hat. Zudem hat es angeordnet, dass zur Kompen-

sation einer rechtsstaatswidrigen Verfahrensverzögerung drei Monate der Ge-

samtfreiheitsstrafe als vollstreckt gelten. Gegen seine Verurteilung wendet sich 

der Beschwerdeführer mit einer auf die Rüge der Verletzung materiellen Rechts 

gestützten Revision. Das Rechtsmittel hat in dem aus der Beschlussformel er-

sichtlichen Umfang Erfolg. Im Übrigen ist es unbegründet im Sinne des § 349 

Abs. 2 StPO. 

1. Auf Antrag des Generalbundesanwalts beschränkt der Senat die Straf-

verfolgung in den Fällen 81 und 82 der Urteilsgründe gemäß § 154a Abs. 1 Satz 1 

Nr. 2, Abs. 2 StPO aus prozessökonomischen Gründen auf die Tatvorwürfe der 

Beihilfe zur Steuerhinterziehung in Tateinheit mit Beihilfe zum Vorenthalten und 

Veruntreuen von Arbeitsentgelt. Dies bedingt eine Änderung des Schuldspruchs; 

die jeweils tateinheitliche Verurteilung wegen Beihilfe zum Computerbetrug ent-

fällt. 

2. Angesichts des aufgrund der Beschränkung der Strafverfolgung in den 

Fällen 81 und 82 der Urteilsgründe geringeren Schuldumfangs in diesen Fällen 

können die Einzelstrafen keinen Bestand haben. Dies zieht die Aufhebung der  
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Gesamtstrafe nach sich. Im Umfang der Aufhebung verweist der Senat die Sache 

an das Landgericht zurück. 

Jäger  Bellay  Hohoff 

 Leplow  Pernice 

 

Vorinstanz: 

Stuttgart, LG, 26.03.2020 - 187 Js 60322/16 11 KLs 


